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Soziale Ungleichheit hat viele Facetten. Lange Zeit hat die Sozialforschung vor­
zugsweise die Ungleichheit zwischen Klassen, zuweilen auch die zwischen Eth­
nien oder Religionsgruppen in den Blick genommen, die Ungleichheit zwischen 
Geschlechtern oder Generationen aber vernachlässigt. Das hat sich seit einiger 
Zeit deutlich geändert. Insbesondere die Ungleichheit zwischen Geschlechtern 
ist zum Thema spezialisierter Lehrstühle und Fachzeitschriften sowie unzähli­
ger Konferenzen geworden, und in der Presse vergeht kaum eine Woche, ohne 
dass die ungleiche Bezahlung oder unterschiedliche Repräsentation von Män­
nern und Frauen in diversen Spitzenpositionen in den Schlagzeilen stünde. Zur 
erhöhten Aufmerksamkeit für Geschlechterungleichheit trägt in Deutschland 
auch die Tatsache bei, dass das Bundesgleichstellungsgesetz ausschließlich diese 
Form der Ungleichheit zum Angelpunkt staatlicher Egalisierungsbestrebungen 
erklärt. 

Bei genauerer Betrachtung manifestiert sich eine bemerkenswerte Kluft zwi­
schen der Bedeutung einer Dimension sozialer Ungleichheit in der gesellschaft­
lichen Wirklichkeit und ihrer Thematisierung in öffentlichen Diskursen. Über­
spitzt formuliert, war die Industriegesellschaft eine von Patriarchat und 
Frauenbenachteiligung gekennzeichnete Männergesellschaft, während die mo­
derne Dienstleistungsgesellschaft immer mehr zur Frauengesellschaft wird, in 
der sich Unterschiede zwischen den Geschlechtern abschleifen. Dennoch rich­
tete sich die Aufmerksamkeit der Sozialforscher bis in die 1970er Jahre fast 
ausschließlich auf den Klassenkonflikt, während die seither immer geringer 
werdenden Unterschiede zwischen den Geschlechtern verstärkte Beachtung 
der Politiker und Sozialforscher fanden, weil die Sensibilität für verbleibende 
Ungleichheiten gewachsen ist. Die stille Revolution der Geschlechterverhältnis­
se, die sich in den letzten Jahrzehnten vollzogen hat, droht dabei aus dem Blick­
feld zu geraten. Ich will einige Facetten dieser verkannten Revolution im Fol­
genden kurz beleuchten. 

Radikal gewandelt hat sich zunächst einmal die demographische Situation der 
Frauen. Befreit von der permanenten Fesselung an das Kindbett und vom Kind­
bettfieber, hat sich die Lebenserwartung der Frauen beträchtlich erhöht, wobei 
ihre Zugewinne deutlich höher ausfielen als die der Männer. Die Lebenserwar­
tung der Frauen lag um 1901/10 bei 48,3 Jahren im Vergleich zu 44,8 der Män­
ner, heute beträgt der weibliche Vorsprung 82,4 gegenüber 77,1 Jahren. Die 
Müttersterblichkeit hat sich zwischen 1892 und 1950 in etwa halbiert (von 409 
auf 201 Todesfälle pro 100.000 Lebendgeborene), ist seit 1960 aber um den Fak­
tor 19 auf 5,6 im Jahr 2000 geschrumpft. Die Fruchtbarkeit hat sich zwischen 
1900 und 1930 halbiert, verharrte dann bis in die 1950er Jahre auf ähnlichem 
Niveau, stieg zwischen 1950 und 1965 wieder an und ging danach deutlich zu­
rück, so dass heute nur noch 1,37 Kinder pro Frau geboren werden. 

Mit der Befreiung vom Kindbett verbanden sich für Frauen wachsende Chancen 
in Bildung und Beruf, aber bis in die 1960er Jahre blieben die Institutionen 
sperrig, wenn es darum ging, ihnen ihre Türen zu öffnen. Ein kurzer Rückblick 
auf die Situation der 1960er Jahre macht das deutlich. Im Bildungswesen waren 
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im westeuropäischen Durchschnitt aus zehn EU-Ländern 1965 gut ein Drittel 
(35 Prozent) der Studierenden Frauen, in Deutschland war es nur rund ein Vier­
tel (27 Prozent). Bei deutschen Promotionen beschränkte sich der Frauenanteil 
auf 15 Prozent. Zwar stand knapp die Hälfte (48 Prozent) der deutschen Frauen 
im Beruf, aber nur 15 Prozent der Ärzte und nicht ganz 3 Prozent der Richter 
und Staatsanwälte waren weiblich. Im Bundestag lag der Frauenanteil mit 6,9 
Prozent niedriger als im Reichstag zu Beginn der Weimarer Republik (8,7 Pro­
zent im Jahr 1920). 

Ganz ähnlich war die Situation in den 1960er Jahren auch in den USA. Dort 
hatten sich die Universitäten zwar schon ausgangs des 19. Jahrhunderts den 
Frauen sehr viel weiter geöffnet als in Europa, aber auch dort waren 1960 
ähnlich wie um 1900 nur 36 Prozent der Studierenden weiblich. Der Frauen­
anteil bei Promotionen betrug 11 Prozent, bei Ärzten lag er mit 6 Prozent so­
wie bei Richtern und Anwälten mit 3 Prozent genauso niedrig wie in Deutsch­
land. 

Seither hat sich die Situation nicht nur in den USA dramatisch gewandelt. Frau­
en stellen dort heute das Gros aller Studierenden (57 Prozent im Jahr 2006), 
rund die Hälfte (48 Prozent) aller frisch Promovierten sowie der Law-School-
Absolventen, 45 Prozent des wissenschaftlichen Personals an Hochschulen, ein 
Drittel (34 Prozent) aller Richter und Anwälte sowie 31 Prozent der Ärzte. Auch 
in Westeuropa ist die Mehrzahl der Studierenden inzwischen weiblich. In 
Deutschland beträgt der Anteil der Frauen unter den Ärzten inzwischen 40 Pro­
zent, bei Richtern und Staatsanwälten ebenso wie beim wissenschaftlichen Per­
sonal der Hochschulen 30 Prozent. Damit entspricht der Frauenanteil noch nicht 
in allen privilegierten Bereichen der Dienstleistungsgesellschaft dem Anteil 
von Frauen in der Gesellschaft, aber zweifellos ist nach sehr langer Stagnation 
seit den 1960er Jahren ein tiefgehender Wandel im Gang, dessen Tempo und 
Tiefgang sich erst in historischer Perspektive voll erschließt. 

Kaum etwas illustriert die Radikalität dieses Wandels deutlicher als der Anteil 
der Frauen in nationalen Parlamenten. Nachdem die Frauen in den meisten Län­
dern erst nach dem Ersten Weltkrieg das Wahlrecht erlangt hatten, blieb ihr 
Anteil in nationalen Parlamenten in Deutschland wie in Europa und den USA bis 
zum Beginn der 1970er Jahre weit unter 10 Prozent. Erst seither erobern sich 
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Abbildung 1
Frauenanteil in Parlamenten, 1920–2003 (Deutschland, USA, Durchschnitt 
von acht westeuropäischen Ländern)
Quelle: Europa (BE, DE, DK, FI, UK, NL, AT, SE): 1920–1940 aus Best/Cotta (2000), 
Parliamentary representatives in Europe 1848–2000; 
1945–2000 überwiegend db-decision.de; 2003: www.ipu.org; 
USA: Vital Statistics on Congress 2008; 
mit Dank an Florian Fliegner für die Zusammenstellung der Daten
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Frauen zunehmend Parlamentssitze, kommen allerdings nur in Finnland und 
Schweden schon über die 40-Prozent-Marke und bleiben insbesondere im ame­
rikanischen Kongress noch deutlich hinter den Anteilen zurück, die sie im Bil­
dungswesen und bei den Professionen oder in Europa erreicht haben. Selbst in 
den USA ist das Muster einer über lange Dekaden anhaltenden Stagnation in 
jüngster Zeit aber gebrochen (Grafik 1).   

Kurzum: In den Gesellschaften des Westens hat sich die Situation der Ge­
schlechter in den letzten 30 Jahren in mancherlei Hinsicht stärker verändert 
als in den 100 Jahren zuvor. Bis in die 1960er Jahre waren die Gesellschaften 
Westeuropas ganz dominant Männergesellschaften, seither haben sich die Un­
terschiede zwischen den Geschlechtern aber abgeschliffen, ohne schon voll­
ständig eingeebnet zu sein. Zu klären bleiben damit zwei Fragen: Welchen 
Maßstab sollten wir anlegen, um zu klären, welcher Frauenanteil als verzer­
rende Unterrepräsentation bzw. sogar als Resultat von Diskriminierung zu 
gelten hat? Wie stark unterscheidet sich die in vielen Bereichen zweifellos 
noch immer bestehende Ungleichheit zwischen den Geschlechtern – die sich 
heute insbesondere in der überproportionalen Armutsquote allein erziehen­
der Mütter manifestiert – von anderen Formen sozialer Ungleichheit? Welche 
Formen sozialer Ungleichheit haben also besondere Prägekraft, wenn es um 
die Lebenschancen der Menschen oder den Integrationsgrad unserer Gesell­
schaften geht? 

Die Antwort auf die Frage nach Unterrepräsentation oder Diskriminierung 
scheint in vielen Diskursen über Geschlechterungleichheit vorgegeben. Wir nei­
gen alle wie selbstverständlich zu der Annahme, der Frauenanteil in diversen 
Bereichen solle in etwa ihrem Bevölkerungsanteil von 50 Prozent entsprechen. 
Ist das nicht der Fall, so ist die Abweichung – anders als bei anderen Formen der 
Ungleichheit – gut sichtbar, und wir vermuten rasch Diskriminierung. Das gilt 
aber nur dann, wenn wir unterstellen dürfen, dass die Präferenzen für die im 
Leben zu treffenden Wahlen zwischen Männern und Frauen gleich verteilt sind. 
Die empirische Sozialforschung meldet hier durchaus Zweifel an. Der 7. Famili­
enbericht der Bundesregierung verweist auf die Forschungsarbeiten der Britin 
Catherine Hakim, die gezeigt hat, dass Männer häufiger als Frauen ihren Le­
benssinn ausschließlich über den Beruf definieren und auch sehr viel seltener 
als Frauen eine Teilzeitbeschäftigung anstreben. Der European Working Condi-

Abbildung 2           
Mittlerer Abstand beim PISA-Wissenschaftstest nach Geschlecht, Klasse und
Migrationshintergrund in Deutschland, Europa* und den USA, 2006
Quelle: OECD, First Results from PISA 2006, URL: http://www.oecd.org/document/
2/0,3343,en_32252351_32236191_39718850_1_1_1_1,00.html (11/09/2009).
*EU: 25 Länder ohne Zypern und Malta, Migrationshintergrund nur für 
13 Staaten verfügbar
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tions Survey von 2000 ergab zum Beispiel, dass nur 25 Prozent aller Männer, 
aber 55 Prozent aller Frauen eine wöchentliche Arbeitszeit von weniger als 35 
Stunden präferieren. Man sieht also nicht jeder Ungleichverteilung an sich 
schon an, in welchem Maße sie auf Diskriminierung oder auf ungleiche freie 
Entscheidungen zurückgeht. 
 
Zur zweiten Frage, der Frage nach der Prägekraft verschiedener Formen sozia­
ler Ungleichheit, sind historische Untersuchungen leider immer noch spärlich 
gesät, aber einige Aufschlüsse sind auch zeitgenössischen Erhebungen zu ent­
nehmen. Einen ersten nützlichen Hinweis bieten hier die Daten der PISA-Studi­
en, die zeigen, wie stark das intellektuelle Leistungsvermögen der Schülerinnen 
und Schüler von diversen sozialen Hintergrundfaktoren geprägt wird. Die PISA-
Forscher vergleichen den Einfluss des Geschlechts mit dem Einfluss des elterli­
chen Berufs, der sozio-ökonomischen Schicht und der im Elternhaus gespro­
chenen Sprache. Das Muster ist für Deutschland, Europa und die USA sehr 
ähnlich (Grafik 2). Nahe Null bzw. vergleichsweise gering sind die Unterschiede 
zwischen Jungen und Mädchen, groß hingegen sind die Differenzen zwischen 
Kindern unterschiedlicher sozialer Herkunft. Bemerkenswert ist überdies zwei­
erlei: Deutschland zählt zu den Ländern, wo Unterschiede der Herkunft beson­
ders stark in unterschiedlichen Schülerleistungen zu Buche schlagen, und Un­
terschiede zwischen einheimischen und zugewanderten Kindern sind in den 
USA deutlich geringer als in Europa. 

Ein zweiter Hinweis auf die relative Bedeutung verschiedener Formen sozialer 
Ungleichheit ergibt sich, wenn man die Europäer fragt, wie stark sie die Span­
nung zwischen verschiedenen sozialen Gruppen einschätzen (Grafik 3). Nur 
wenige erachten die sogenannten neuen Spannungslinien zwischen den Ge­
schlechtern oder den Generationen als stark, wohingegen die vermeintlich al­
ten Klassenkonflikte zwischen Armen und Reichen bzw. Arbeitern und Mana­
gern, aber auch Spannungen zwischen verschiedenen ethnischen Gruppen und 
Religionsgruppen insbesondere in Westeuropa als besonders prägend wahrge­
nommen werden. Anders als manche Politiker und Sozialwissenschaftler 
scheinen die europäischen Bürger damit durchaus begriffen zu haben, dass 
Geschlecht aktuell nicht zu den Dimensionen sozialer Ungleichheit zählt, die im 
Vordergrund stehen, wenn es um Fragen sozialer Integration geht, und dass 
Klassendifferenzen weniger obsolet sind, als oft unterstellt wird. Bemerkens­
wert ist überdies, dass Spannungen zwischen Einheimischen und Zuwande­
rern in Westeuropa inzwischen die dominant wahrgenommene Konfliktlinie 
sind. 

Abbildung 3               
Wahrnehmung gesellschaftlicher Spannungslinien in Europa, 2007
Quelle: European Quality of Life Survey 2007, eigene Berechnungen 
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Der letzte Befund ist auch von politischer Relevanz. Wer sich in den 1960er Jah­
ren feministischen Vorstellungen verschloss, konnte sich wohl kaum glaubhaft 
als Universalist darstellen, der sich der Nicht-Diskriminierung verpflichtet sah. 
Heute hingegen kann man die Unterschiede zwischen den Geschlechtern nur 
dann für die zentrale Achse sozialer Ungleichheit halten, wenn man die soziale 
Wirklichkeit verkennt oder aber politische Interessen verfolgt. Es ist an der Zeit, 
dass wir unser Bewusstsein verstärkt an der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
ausrichten und erkennen, dass unterschiedliche Lebenschancen noch immer in 
bemerkenswertem Maße von der Klassenlage, daneben aber zunehmend vom 
Einwanderungsstatus geprägt werden und dass hier die zentralen Herausforde­
rungen für die soziale Integration zeitgenössischer Gesellschaften liegen. Euro­
päische Gesellschaften haben ein auffallendes Defizit bei der Hebung des Hu­
mankapitals von Migrantenkindern bzw. bei der Förderung der Fähigkeiten und 
Lebenschancen dieser Kinder. Es ist deshalb an der Zeit, dass Gleichstellungsge­
setze und die für ihre Umsetzung zuständigen Gleichstellungsbeauftragten ihr 
Augenmerk vom höchst sichtbaren, aber zunehmend entschärften Aspekt der 
Geschlechterungleichheit auf die Integration von Kindern aus Unterschichten 
und Migrantenfamilien verlagern. Das eine muss dabei nicht unbedingt zu Las­
ten des anderen gehen. Wer durch den Ausbau vorschulischer Erziehungsein­
richtungen sowie von Ganztagsschulen mehr für die Integration von Migranten­
kindern tut, wird damit auch dem wachsenden Interesse von Müttern und 
Vätern an einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf gerecht. 
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